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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Gesetzes über befristete Freistel- 
lung von der deutschen Gerichtsbarkeit 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A, Problem 

Das Gesetz über befristete Freistellung von der deutschen 
Gerichtsbarkeit vom 29. Juli 1966 sollte den damals geplanten 
Redneraustausch zwischen Politikern der SPD und der SED er- 
möglichen. Inzwischen ist dieses Gesetz durch die neugefaßten 
Strafprozeßbestimmungen des Achten Strafrechtsänderungs- 
gesetzes vom 25. Juni 1968 (BGBl. I S. 741) überholt. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll das Freistellungs- 
gesetz aufgehoben werden. 

C, Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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1/2 — 44300 — Fr 3/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Aufhebung des Gesetzes über befristete 
Freistellung von der deutschen Gerichtsbarkeit 

mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 351. Sitzung am 17. April 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Die Gesetzesvorlage ist besonders eilbedürftig, weil durch die 
Aufhebung des Gesetzes etwaige Schwierigkeiten für das am 
21. Mai 1970 in Kassel vorgesehene Treffen mit dem Minister- 
ratsvorsitzenden der DDR ausgeräumt werden. 


Brandt 
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Drucksadle VI/645 


Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Gesetzes über befristete Freistellung 
von der deutsdien Gerichtsbarkeit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Das Gesetz über befristete Freistellung von der 
deutschen Gerichtsbarkeit vom 29. Juli 1966 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 453) wird aufgehoben. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das zur Erleichterung des Redneraustausches ge- 
dachte Gesetz über befristete Freistellung von der 
deutschen Gerichtsbarkeit vom 29, Juli 1966 (Frei- 
stellungsgesetz) ist durch die Entwicklung überholt. 
Im übrigen geben die einschlägigen Vorschriften 
der Strafprozeßordnung genügend Möglichkeiten, in 
Einzelfällen von der Verfolgung abzusehen. Das 
Freistellungsgesetz kann daher aufgehoben werden. 
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